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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/ 1) - 68070 - E - Ve 5/71 


Bonn, den 16. April 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1572/70 vom 27. Juli 1970 über die Er- 
öffnung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschafts- 
zollkontingents für Veredelungsvorgänge bei bestimmten 
Spinnstoffwaren im passiven Veredelungsverkehr der Ge- 
meinschaft. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 26. März 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1572/70 vom 27. Juli 
1970 über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines 
Gemeinsdiaftszollkontingents für Veredelungs Vorgänge bei be- 
stimmten Spinnstoff waren im passiven Veredelungsverkehr der 

Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 1572/70 vom 27. Juli 
1970 über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung 
eines Gemeinschaftszollkontingents für Verede- 
lungsvorgänge bei bestimmten Spinnstoffwaren im 
passiven Veredelungsverkehr der Gemeinschaft 1 ) 
hat der Rat für die Zeit vom 1. September 1970 bis 
31. August 1971 ein Gemeinschaftszollkontingent 
von 1 870 000 Rechnungseinheiten Mehrwert für die 
Waren eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufge- 
teilt, die bei den in Artikel 1 der vorgenannten Ver- 
ordnung aufgeführten Veredelungsvorgängen ge- 
mäß dem Abkommen mit der Schweiz über den 
Textil-Veredelungsverkehr entstanden sind. Dieses 
Kontingent ist nach folgendem Schlüssel in drei 
Bearbeitungskategorien aufgeteilt worden: 1 650 000 
Rechnungseinheiten für Gewebe der Kapitel 50 bis 
57 des Gemeinsamen Zolltarifs, 143 000 Rechnungs- 
einheiten für Garne derselben Kapitel des Gemein- 
samen Zolltarifs und 77 000 Rechnungseinheiten für 
Waren der Tarifnummern 58.04, 58.05, 58.07, 58.08, 
58.09 und 60.01 des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Damit die Aufteilung des Gesamtkontingents- 
betrages auf die drei obengenannten Kategorien 
besser mit den derzeitig bestehenden Handels- 
strömen in Einklang gebracht werden kann, emp- 
fiehlt es sich, entsprechend dem Ersuchen der 
schweizerischen Behörden, 150 000 Rechnungsein- 
heiten von dem für Veredelungsarbeiten an Ge- 
weben der Kapitel 50 bis 57 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs bereitgestellten Betrag in Höhe von 1 650 000 
Rechnungseinheiten auf den für Veredelungsarbeiten 
an Waren einiger Tarifnummern zwischen den Num- 
mern 58.04 und 60.01 des Gemeinsamen Zolltarifs 
vorgesehenen Betrag von 77 000 Rechnungseinheiten 
zu übertragen. In der Praxis läßt sich diese Über- 
tragung dadurch verwirklichen, daß der betreffende 
Betrag von 150 000 Rechnungseinheiten von der 


Frankreich für Veredelungsarbeiten an Geweben zu- 
geteilten Quote von 580 000 Rechnungseinheiten ab- 
gezogen und diesem Mitgliedstaat für Veredelungs- 
arbeiten an Gewirken als Meterware der Tarif- 
nummer 60.01 zugewiesen wird, da für diese Ver- 
edelungsarbeiten in Frankreich ein tatsächlicher Be- 
darf besteht - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1572/70 vom 27. Juli 
1970 wird wie folgt geändert: 

1. Der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a aufge- 
führte Betrag von 1 650 000 Rechnungseinheiten wird 
durch 1 500 000 Rechnungseinheiten ersetzt. 

2. Der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c aufge- 
führte Betrag von 77 000 Rechnungseinheiten wird 
durch 227 000 Rechnungseinheiten ersetzt. 

3. Der Wortlaut in Artikel 2 Buchstabe b wird 
durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

,,b) Frankreich: 

— 430 000 Rechnungseinheiten für Veredelungs- 
arbeiten an Geweben der Kapitel 50 bis 57 
des Gemeinsamen Zolltarifs; 

— 150 000 Rechnungseinheiten für Veredelungs- 
arbeiten an Waren der Tarifnummern 58.04, 
58.05, 58.08, 58.09 und 60.01 des Gemein- 
samen Zolltarifs.“ 

4. Absatz 1 des Artikels 3 wird durch folgenden 
Wortlaut ersetzt: 

„Entsteht in Frankreich für die in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b vorgesehenen Veredelungsvorgänge ein 
Bedarf, so entnimmt dieser Mitgliedstaat der 
Reserve eine angemessene Quote, soweit der Betrag 
dieser Reserve ausreicht." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Die Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 5. August 1970 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat sich 
in einer Übereinkunft mit der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft verpflichtet (Beschluß des 
Rates vom 28. Juli 1969 1 ) l ab 1. September 1969 
für zwei Jahre ein jährliches zollfreies Gemein- 
schaftszollkontingent in Höhe von 1 870 000 RE 
Mehrwert für verschiedene im Rahmen eines 
passiven Veredelungsverkehrs der Gemeinschaft 
vorgesehene Veredelungen bestimmter Textil- 
waren zu eröffnen. 

Dieses jährliche Kontingent ist unter Zugrunde- 
legung des im Rahmen früherer bilateraler Ab- 
kommen (zwischen der Schweiz und Frankreich, 
Deutschland und Italien) durchgeführten Ver- 
edelungsverkehrs in drei Bearbeitungskategorien 
aufgeteilt, die jedoch auch von den Benelux- 
ländern in Anspruch genommen werden können. 
Nach dieser Aufteilung wird der Gesamtkontin- 
gentsbetrag von 1 870 000 RE wie folgt aufgeteilt: 

a) 1 650 000 RE für Veredelungsarbeiten an Ge- 
weben der Kapitel 50 bis 57 des Gemeinsamen 
Zolltarifs; 

b) 143 000 RE für das Zwirnen und Texturieren 
(auch in Verbindung mit anderen Verede- 
lungsvorgängen) von Garnen der Kapitel 50 
bis 57 des Gemeinsamen Zolltarifs; 

c) 77 000 RE für Veredelungsarbeiten an Waren 
der Tarifnummern 58.04, 58.05, 58.07, 58.08, 
58.09 und 60.01 des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Für die Zeit vom 1. September 1970 bis 31. August 
1971 ist dieses Gemeinschaftszollkkontingent 
durch Verordnung (EWG) Nr. 1572/70 des Rates 
vom 27. Juli 1970 2 ) eröffnet und auf die Mit- 
gliedstaaten aufgeteilt worden, und zwar nach 
den Bestimmungen in einem Aide-Memoire zu 
der vorgenannten Übereinkunft, das die den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten zugewiesenen Beträge 
für die drei vorgenannten Bearbeitungskate- 
gorien festlegt. 

2. In einem an die Kommission gerichteten Schrei- 


ben hat die Schweizerische Mission vorge- 
schlagen, die Aufteilung des Zollkontingents auf 
diese drei Bearbeitungskategorien zu ändern. 
Danach sollen 250 000 RE von dem für Verede- 
lungsarbeiten an Geweben (Bearbeitungskate- 
gorie a) bereitgestellten Betrag abgezogen wer- 
den, und von diesen 250 000 RE sollen 100 000 RE 
für die Veredelungsarbeiten von Garnen (Be- 
arbeitungskategorie b) sowie 150 000 RE für die 
Veredelungsarbeiten an bestimmten Waren (Be- 
arbeitungskategorie c) übertragen werden. 

Dieser Vorschlag wurde auf einer von der Kom- 
mission einberufenen Konsultationssitzung am 
18. Februar 1971 mit den Sachverständigen aller 
Mitgliedstaaten geprüft. Am Ende der Aus- 
sprache zeigte sich, daß der Zuweisung eines 
Betrages von 150 000 RE für Veredelungsarbeiten 
an Gewirken als Meterware (Bearbeitungskate- 
gorie c), um die Frankreich im übrigen gebeten 
hatte, zugestimmt werden kann, während die 
Übertragung von 100 000 RE für Veredelungs- 
arbeiten an Garnen (Bearbeitungskategorie b) 
keinen Mitgliedstaat interessiert und damit fallen 
gelassen wurde. 

Der Betrag von 150 000 RE, der den Verede- 
lungsarbeiten an Gewirken als Meterware (Be- 
arbeitungskategorie c) zuzuteilen ist, würde der 
Quote von 580 000 RE entnommen werden, die 
Frankreich für die Veredelungsarbeiten an Ge- 
weben (Bearbeitungskategorie a) zugeteilt wor- 
den ist. 

3. Mit dem beigefügten Verordnungvorschlag soll 
somit lediglich die vorgenannte Verordnung 
(EWG) Nr. 1572/70 aufgrund der vorgenannten 
zwischen den Mitgliedstaaten zustande gekom- 
menen Vereinbarung geändert werden. 


!) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 240 
vom 24. September 1969 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 5. August 1970 
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